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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar 
Halbleib, Dr. Linus Förster, Inge Aures, Susann 
Biedefeld, Harald Güller, Natascha Kohnen, Gün-
ther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Helga Schmitt-Bussinger, Diana Sta-
chowitz, Reinhold Strobl, Dr. Simone Strohmayr 
und Fraktion (SPD) 

Verfassungsgemäße und bundeseinheitliche Aus-
gestaltung der Erbschaftsteuer –   
Keine Steueroase Bayern für Superreiche! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert: 

1. Sich nach der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 17. Dezember 2014 auf Bun-
desebene konstruktiv am Prozess einer verfas-
sungsgemäßen Reform der Erbschaftsteuer zu 
beteiligen.   
Die Reform sollte sich an folgenden Leitlinien ori-
entieren: 

─ Die Ausgestaltung muss gerecht und verfas-
sungsfest sein. 

─ Die Reform muss Arbeitsplätze sichern und 
den Bestand von Unternehmen nicht gefähr-
den. 

─ Kleine und mittlere Unternehmen und hier ins-
besondere Familienunternehmen, die in per-
soneller Verantwortung geführt werden, kön-
nen auch weiterhin zur Erhaltung des Unter-
nehmens und der Arbeitsplätze steuerlich be-
günstigt werden. Bei großen Unternehmen 
muss nach den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Bedürfnisprüfung durchge-
führt werden. 

─ Es bleibt bei einer bundeseinheitlichen Ausge-
staltung der Erbschaftsteuer. 

─ Das Aufkommen aus der Erbschaftsteuer 
muss im gegenwärtigen Umfang für die Län-
der erhalten bleiben, damit sie sowohl ihre 
vielfältigen Aufgaben, als auch die Anforde-
rungen der Schuldenbremse erfüllen können. 

2. Ihre Pläne bei der Erbschaftsteuer nicht weiter zu 
verfolgen, die eine Regionalisierung der Steuer 
mit niedrigeren Steuersätzen in Bayern vorsehen 

und im Ergebnis zu einer Steueroase für Super-
reiche in Bayern führen würde. 

3. An den derzeit bestehenden Steuerbefreiungen 
und Freigrenzen für Erbschaften und Schenkun-
gen im sonstigen, insbesondere an der Steuerbe-
freiung für selbstgenutzten Wohnraum festzuhal-
ten. 

 

 

Begründung: 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 17. Dezember 2014 stellt klar: Aufgrund der 
weitgehenden Verschonung von Unternehmensver-
mögen ohne Differenzierung nach der Größe des 
Betriebs und einiger Umgehungsmöglichkeiten ist die 
Steuerbemessungsgrundlage gleichheitswidrig aus-
gestaltet. Nach Bewertung des Bundesverfassungs-
gerichts stellt das eine verfassungswidrige Überprivi-
legierung dar. 

Gemeinsames politisches Ziel sollte es sein, den Ge-
nerationswechsel in den Unternehmen zu ermögli-
chen und Arbeitsplätze zu schützen. Kein Betrieb darf 
bei einem Generationenübergang durch die Erb-
schaftsteuer in wirtschaftliche Schwierigkeiten kom-
men. Dieses Ziel hat das Bundesverfassungsgericht 
im Grundsatz nicht nur bestätigt, sondern präzisiert. 
Es liegt im Entscheidungsspielraum des Gesetzge-
bers, kleine und mittlere Unternehmen, die in perso-
neller Verantwortung geführt werden, zur Sicherung 
ihres Bestands und zur Erhaltung der Arbeitsplätze 
steuerlich zu begünstigen – also vor allem Familien-
unternehmen. Für große Unternehmen gilt dies so 
aber nicht, hier muss eine Bedürfnisprüfung durchge-
führt werden. Zudem muss sichergestellt werden, 
dass diese Regelungen nicht missbräuchlich ange-
wendet werden können. 

Das Verfassungsgericht hat darüber hinaus klarge-
stellt, dass der Bund die Gesetzgebungskompetenz 
für die Erbschaftsteuer hat. 

Bayern sollte jedoch nicht auf Einnahmen aus der 
Erbschaftsteuer verzichten, die im Staatshaushalt für 
2015 mit 1.239 Millionen Euro ausgewiesen sind. Die 
Erbschaftsteuer ist aus Sicht der SPD-Landtagsfrakti-
on ein wichtiges Instrument, um der zunehmend un-
gleichen Verteilung der Vermögen in Deutschland ent-
gegenzuwirken und damit für mehr Gerechtigkeit in 
unserem Land zu sorgen. Sehr große Vermögen müs-
sen stärker an der Finanzierung des Gemeinwohls 
beteiligt werden. 


